
Damit soll die zersplitterte 
IT-Landschaft der Sicher-

heitsbehörden, die von Eigen-
entwicklungen, Sonderlösungen, 
Schnittstellen, unterschiedlichen 
Dateiformaten und Erhebungs-
regeln geprägt ist, neu geordnet 
und vereinheitlicht werden. Die 
drei Kernziele sind die Verbesse-
rung der Verfügbarkeit polizei-
licher Informationen, die Erhö-
hung der Wirtschaftlichkeit und 
die Erfüllung der verfassungs-
rechtlichen Anforderungen des 
Datenschutzes. 
Im Ergebnis sollen die Sicher-

heitskräfte jederzeit und überall 
Zugriff auf die Informationen 
haben, die sie benötigen, um ihre 
Aufgaben zu erfüllen. Zugleich 
soll das Verbundsystem helfen, 
kriminelle Muster früher und 
besser zu erkennen und damit 
schnellere Fahndungserfolge zu 
erzielen. Die Zauberworte lauten: 
“gemeinsames Datenhaus” und 
“smarter Datenzugriff”. 

Zieljahr 2020 nicht zu halten

Der Leiter der Programmleitung 
im Bundeskriminalamt (BKA), 
Holger Gadorosi, sieht das Pro-
jekt insgesamt auf einem guten 
Weg. Wer allerdings annimmt, 
das Programm werde im Jahr 
2020 die Ziellinie erreichen, wie 
es der Programmname sugge-
riert, wird enttäuscht werden. 
Vor dem Hintergrund der Kom-
plexität und der geplanten pha-
senweisen Transformation der 
Bestandssysteme war ohnehin 
eine Laufzeit des Projektes von 
nur drei Jahren völlig unrea-
listisch. 
Die Zeit reichte gerade einmal 

für die Erarbeitung der Grund-
lagen für die Realisierung, den 
Aufbau der Projektstrukturen in 
Bund und Ländern sowie deren 
personelle und materielle Aus-
stattung, die Bestandsaufnahme 
der mehr als 2.000 für den Ver-
bund relevanten Anwendungen 

im Bund und in den Ländern und 
die Entwicklung eines länder-
übergreifenden Vorgehensmo-
dells. 

Grobkonzept vorhanden

Inzwischen existiert auch ein 
Grobkonzept für das weitere 
Vorgehen und eine erste grobe 
Wirtschaftlichkeitsbetrachtung 
(Vorkalkulation). Das beschreibt 
die maßgeblichen Anforderun-
gen an das zukünftige Informati-

den Programmgegenstand. Das 
Programm “Polizei 2020” um-
fasst demzufolge nicht nur die 
Modernisierung der bestehen-
den INPOL-Systemlandschaft, 
sondern auch die Einbindung 
zahlreicher bereits bestehen-
der, initiierter und zukünftiger 
verbundrelevanter Projekte wie 
etwa PIAV (Polizeilicher Infor-
mations- und Analyseverbund), 
eFBS (einheitliches Fallbearbei-
tungssystem), IAM (Identity- and 
Access-Management – Zugriffs- 
und Rechtekonzept) und X-
Polizei (einheitliches fachliches 
Datenmodell und technisches 
Austauschformat der deutschen 
Polizeien). 
Kaum nachvollziehbar ist, dass 

ein einheitliches Vorgangsbear-
beitungssystem (eVBS) bei der 
Realisierung des Programms “Po-
lizei 2020” bislang nur perspekti-
visch gesehen wird. Ohne dessen 
Einbindung dürfte das angestreb-
te Ziel der Einmalerfassung der 
Daten nicht erreichbar sein. 
Auffallend und bestimmt nicht 
der Sache dienlich ist allerdings 

auch, dass die Verantwortlichkei-
ten für das Projekt “Polizei 2020” 
und deren integrale Bestandtei-
le INPOL-Modernisierung, PIAV 
und eFBS in den Bundesländern 
nicht einheitlich geregelt sind. 
Während zum Beispiel in Baden-
Württemberg die Projektierung 
von “Polizei 2020”, von PIAV und 
eFBS in einem Projekt beim Lan-
deskriminalamt (LKA) betrieben 
wird, liegt in Brandenburg die 
Verantwortlichkeit für PIAV beim 
LKA und für “Polizei 2020” beim 
Innenministerium. Die Länder 
Bayern, Berlin, Rheinland-Pfalz 
und Sachsen verzichten bislang 
zudem auf eine Teilnahme am 
Projekt eFBS.
Mit PIAV und eFBS wurden den-

noch bereits wesentliche Elemen-
te des Programms “Polizei 2020” 
auf den Weg gebracht, so unter 
anderem die dateiübergreifende 

Verfügbarkeit von Ermittlungs-
daten sowie die Harmonisierung 
und zentrale Bereitstellung von 
IT-Komponenten im Verbund. 
Das als Teil des INPOL-Verbun-
des im BKA betriebene PIAV-
Zentralsystem soll sukzessive 
das technisch veraltete INPOL-
Fall und die bestehenden Mel-
dedienste für die Datenüber-
mittlung ablösen. PIAV wird in 
mehreren Stufen umgesetzt. Die 
ersten beiden Deliktsbereiche von 
PIAV (Waffen- und Sprengstoff-
kriminalität sowie Gewaltdelikte, 
gemeingefährliche Straftaten und 

sich inzwischen im Wirkbetrieb. 
Bis Ende 2020 soll PIAV weitere 
Deliktsbereiche operativ abde-
cken. 

-
dernisierung der bestehenden 
INPOL-Systemlandschaft derzeit 
noch in der Konzeptphase. Es ist 
geplant, nach Erhebung, Analyse 
und Optimierung der Prozesse 
zunächst zu experimentieren, be-
vor die Realisierung angegangen 
wird. Die aktuelle Roadmap der 
Programmleitung weist Projekt-
arbeiten für die nächsten fünf 
Jahre aus. Eine verlässliche Ein-
schätzung der Gesamtlaufzeit des 

Projektes ist immer noch nicht 
möglich. “Realisten” nennen das 
Programm inzwischen “Polizei 
2030”. 

Polizei-IT-Fonds vorgesehen

Und wie steht es um die Finan-
zierung des Mammutvorhabens? 

-
nungssicherheit, die aufgrund 
der unterschiedlichen haushalts-
rechtlichen Vorgaben in den ein-
zelnen Ländern nicht gegeben 

Polizei-IT-Fonds geschaffen wer-
den. Im Juli 2019 segneten die 
Innenminister eine “Verwaltungs-
vereinbarung über die Errichtung 
des Polizei-IT-Fonds” ab. 
Dieser besteht aus zwei Teilen. 

Der erste Teil dient der Schaf-

für die gemeinsame Planung, 
Umsetzung und den Betrieb von 
Verfahren des polizeilichen In-
formationswesens auf der Basis 
einer zentral verantworteten IT-
Infrastruktur und gemeinsamen 
Standards, die die Aufgaben der 
Teilnehmer von Bund und Län-
dern betreffen. Der zweite Teil 
umfasst solche Verfahren, die 
Teilnehmer eines oder mehrerer 
Vertragspartner in ihrer Aufga-
benerfüllung betreffen und die 
an die zentral verantwortete IT-
Infrastruktur angebunden sind. 
Die Bestückung des Fonds für 

den ersten Teil soll nach dem 
gültigen Königsteiner Schüssel 
in Form von Jahresbeiträgen 
erfolgen. Die einzelnen Finan-
zierungsoptionen und -modali-
täten sollen im Rahmen eines 
Beschlusses des eigens ein-
gerichteten Verwaltungsrates 
bindend festgelegt werden. Die 
Bestückung des Fonds für den 
zweiten Teil soll durch diejenigen 
Vertragspartner erfolgen, die die 
Verfahren entwickeln, betreiben 
und an diesen partizipieren. Für 
den Polizei-IT-Fonds werden auch 
EU-Mittel erwartet. Mancherorts 

ist die Rede von einem mit 500 
Millionen Euro ausgestatteten 
Fonds. Interessant ist, dass der 
Zentralstellenteil nicht Gegen-
stand des Polizei-IT-Fonds ist 

-
nanziert wird. Nach Aussagen der 
Programmleitung ist die Finan-
zierung des Zentralstellenteils im 
nächsten Jahr gesichert. 

Alle müssen an einem Strang 
ziehen

Der mit der zitierten Verwal-
tungsvereinbarung eingerichte-
te Verwaltungsrat, dem als Mit-
glieder jeweils ein Vertreter der 
fachaufsichtsführenden Stelle 
jedes Teilnehmers von Bund und 
Länder angehören, regelt nicht 
nur die Finanzierungsoptionen 
und -modalitäten des Polizei-IT-
Fonds, sondern ist auch für die 
Gestaltung der grundsätzlichen 
Zusammenarbeit und die Be-
handlung von Fragen von grund-
sätzlicher Bedeutung bei der Mo-
dernisierung des polizeilichen 
Informationswesens von Bund 
und Ländern unter Federführung 
des BKA zuständig. 
Ein neu eingerichtetes fachliches 

Gremium bereitet die Entschei-
dungen des Verwaltungsrates vor 
und spricht entsprechende Be-
schlussempfehlungen aus. Zwi-
schen dem fachlichen Gremium 
und dem Verwaltungsrat ist ein 
Beratungsgremium unter Vorsitz 
des IT-Koordinators eingesetzt 
worden, das sich aus je einem 
Vertreter eine Landes sowie einem 
Vertreter des BKA, der Bundes-
polizei, der Zollverwaltung, der 
Polizei beim Deutschen Bundes-
tag, dem Gesamtprogrammleiter 
“Polizei 2020” und der Geschäfts-
stelle des Verwaltungsrates zu-
sammensetzt. 
Der Verwaltungsrat hat den 

zuvor agierenden Bund-Länder-
Lenkungsausschuss abgelöst. 
Die Programmleitung war und ist 
weiterhin beim BKA angesiedelt. 
Ihr steht ein Programmstab zur 
Seite. Wesentliche Voraussetzung 
für das Gelingen des Vorhabens 
ist jedoch, dass alle zwanzig Part-
ner des Programms – die 16 Bun-
desländer, die Bundespolizei, der 
Zoll, die Polizei beim Deutschen 
Bundestag und das BKA an einem 
Strang ziehen und auch bereit 
sind, Kompromisse einzugehen.
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Polizei 2020
Der lange Weg zum gemeinsamen Datenhaus

(BS/Gerd Lehmann) Vor drei Jahren verständigten sich die Innenminister des Bundes und der Länder auf eine grundlegende Modernisierung des 
Informationsmanagements der deutschen Polizei. Zur Umsetzung der “Saarbrücker Agenda” initialisierte das Bundesministerium des Inneren, für 
Bau und Heimat (BMI) das Programm “Polizei 2020”. 

Durch das Programm “Polizei 2020” sollen die Sicherheitskräfte jederzeit und 
überall Zugriff auf alle für die Aufgabenerfüllung relevanten Informationen 
haben. Grafik: BS/© jijomathai, stock.adobe.com

Das Onlinezugangsgesetz ver-

die Kommunen bis Ende des 
Jahres 2022 ihre Verwaltungs-
leistungen auch elektronisch 
über vernetzte Portale anzubie-
ten. Für alle Bürger und Unter-
nehmen soll ein einheitliches 
digitales Nutzerkonto eingerich-
tet werden. Dies ist nicht nur 

auch eine Entwicklungschan-
ce für alle Kommunen. Nach 
unserer Einschätzung hat die 
Mehrzahl der Kommunen in 
kurzer Zeit noch einen langen 
Weg zu bewältigen, um Bürgern 
und Unternehmen Dienstleis-
tungen auf einem Qualitätsni-
veau vergleichbar der Privatwirt-
schaft anzubieten. Vision und 
Wirklichkeit liegen (noch) weit 
auseinander. Das war Anlass, 
auf Basis unserer Erhebungser-
gebnisse einen Digitalisierungs-
leitfaden für alle Kommunen zu 
erarbeiten, der abstrakt in der 

Schematisch gliedert sich der 
Digitalisierungsleitfaden in die 
drei Phasen: kurz-, mittel- und 
langfristiger Maßnahmen. Das 
ist nicht neu. 
Inhaltlich ist der konkrete 

Digitalisierungsleitfaden – der 
digital unter rechnungshof.hes-
sen.de abgerufen werden kann 
– aber deswegen für sämtliche 
Kommunen interessant, weil 

 1. ganz konkrete Maßnahmen 
 - der Organisation, 
 - der E-Administration und 
 - der E-Government-Dienste 

den drei Phasen strukturiert 
zugeordnet werden,

2. dafür die individuelle Zu-
ständigkeit vor Ort eindeutig 
zugewiesen sowie 

3. Start, Ende und der aktuelle 
Umsetzungsstand für alle 
transparent nachgehalten 
werden kann.

Damit liegt ein praktischer, 

einfach handelbarer Digitali-
sierungsleitfaden vor, an dem 
sich Kommunen in ihren Digita-
lisierungsaktivitäten orientieren 
können. 

Lesen Sie mehr zum Thema 
“Digitalisierung” im Kommunal-
bericht 2019, Hessischer Land-
tag, Drucksache 20/1309 vom 
8. November 2019, S. 230 ff. Der 
vollständige Kommunalbericht 
ist kostenfrei unter rechnungs-
hof.hessen.de abrufbar.

Dr. Ulrich Keilmann 
leitet die Abteilung Überörtliche  Prü fung 
kommunaler Körper schaf ten beim Hessi-
schen Rechnungshof in Darmstadt.  
 Foto: BS/privat

Der Digitalisierungsleitfaden
von Dr. Ulrich Keilmann

“Digitale Kommunen”

Grafik: eigene Darstellung

Diese zahlt ihren Leistungsbe-
rechtigten Bezüge bei entspre-
chenden Notfällen in Kooperation 
mit dem Berliner Fintechunter-
nehmen Barzahlen schnell und 
einfach per Barcode an der Su-
permarktkasse aus. Der geschaf-
fene Mehrwert stößt bei Mitarbei-
tern und Mitarbeiterinnen und 
auch bei Kunden und Kundinnen 
auf sehr positive Resonanz. Die 
Jobcenter werden von manuellen 
Prozessen und Sicherheitsrisi-
ken entlastet, da das neue Ver-
fahren deutlich schneller geht, 
keine Bargeldvorhaltung mehr 
notwendig ist und Leistungsbe-
rechtigte die Möglichkeit haben, 
sich bei ihrem nächstliegenden 
Einzelhandelspartner z.B. Rewe, 
dm drogerie markt, Penny und 
Rossmann, Bargeld auszahlen 
zu lassen.

Für den Notfall gewappnet

Bei Eintreten eines Notfalls, der 
eine Auszahlung nötig macht, 
erzeugt das Jobcenter-Team ei-
nen sogenannten Auszahlschein, 
der die auszuzahlende Summe 
sowie einen Barcode enthält. Mit 
diesem Schein gehen die Leis-
tungsberechtigten zur nächsten 

an der Kasse scannen und sich 
das Geld auszahlen. Diskretion 
steht dabei natürlich an oberster 
Stelle. Der Auszahlschein ent-
hält weder eine Referenz zum 
Jobcenter noch den Namen der 
leistungsberechtigten Person. 
Ein Mindesteinkauf wird nicht 
verlangt.
Ähnlich lassen sich noch viele 

weitere behördliche Auszahlungs- 
oder auch Einzahlungsmaßnah-

men und Prozesse digitalisieren, 
beispielsweise die Zahlung von 
Ordnungswidrigkeiten sowie 
Mahn- und Vollstreckungsbe-
scheide von Bundesbehörden, 
Kommunen und Landkreisen. 
Dabei ersetzt Barzahlen kost-
spielige eigene Barzahlungsin-
frastruktur wie Personenkassen 
oder Kassenautomaten. 

Barcodes 24/7 verfügbar

“Neben dem konventionellen 
postalischen Versand oder der 
Zustellung per E-Mail ist die Be-
schaffung von Barcodes über 
Zugangsportale auch 24/7 mög-
lich”, so Sebastian Seifert, Ge-
schäftsführer und Co-Founder 
der 2011 gegründeten Cash Pay-
ment Solutions GmbH, die hinter 
Barzahlen steht. Angefangen mit 
dem einfachen Ein- und Auszah-
len von Bargeld an der Einzel-
handels- und Tankstellenkasse 
bietet Barzahlen mittlerweile di-
verse zusätzliche Möglichkeiten 

Zahlungen insbesondere im For-
derungsmanagement an.
Für öffentliche Verwaltungen 

ebnet sich dadurch eine digita-

lisierte, modernisierte und adap-
tive Form von Auszahlungen und 
Forderungseinzug. 

Einfache und sichere  
Abwicklung

Durch die einfache und si-
chere Abwicklung ermöglicht 
man beispielsweise weniger 
einkommensstarken Bürgern 
und Bürger/-innen, leichter 

einen  Teil Ihres Einkommens 
bar erhalten (z. B. Kellner/-in, 
Taxifahrer/-in). Bei nicht aus-
reichendem Bankendispo oder 
gar Kontopfändung bleibt Zah-

Zugriff auf sogenannte Barreser-

pünktlicher und zudem risiko-
freier Zahlungseingang gewährt, 
Behörden werden entlastet und 
den Bürgern wird eine daten-
schutzkonforme und komfortable 
Zahlung ermöglicht.

*Frank Weinmann ist Leiter Ener-
gieversorger und Öffentliche Ver-
waltung bei der Cash Payment 
Solutions GmbH.

Digitale Barcodezahlung im Einzelhandel
Leistungen an der Supermarktkasse beziehen

(BS/Frank Weinmann*) Modernisierung und Digitalisierung begleiten konsequent unseren Alltag und verein-
fachen dabei viele Abläufe. Auch in der öffentlichen Hand werden zunehmend Prozesse digitalisiert, um den 
Bürgern in Deutschland einfacheren und schnelleren Zugang zu bestimmten Diensten zu ermöglichen. Ein 
Erfolgsbeispiel dafür ist das neue System für Notauszahlungen der Bundesagentur für Arbeit (BA).

Leistungsempfänger 
können die Bar-
geldauszahlung be-
quem an der Kasse 
im Supermarkt um 
die Ecke abwickeln.

Foto: BS/Cash Payment 

Solutions GmbH


